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HANNOVER, 8. Dezember. Tief in der Nacht, es war schon Sonntag geworden, scharten sich die führenden Leute wieder oben auf der Bühne zusammen, wieder um den Platz Joseph Fischers, der Stunden vorher bekundet hatte, er wolle nicht länger der "heimliche Vorsitzende" der Partei sein und deshalb einen starken Vorstand haben. Jürgen Trittin stand im Hintergrund, Kerstin Müller saß bei Fischer, beide den Kopf aufgestützt, der Dinge harrend. Michael Vesper kam hinzu, eben noch ganz optimistisch gewesen, alles werde wie gewünscht gutgehen, und er habe es gewußt. Renate Künast, Bärbel Höhn, Christa Sager. Manche gähnen - ein Uhr morgens ist es nun, und sie sitzen seit elf Stunden in der Halle. Brillenputzen. Abseits der Gruppe Claudia Roth und Fritz Kuhn einträchtig nebeneinander, die beiden Vorsitzenden, um die es geht, die das aber nicht sagen dürfen, sondern sagen müssen, es gehe um die Grünen, ja um das Land. Unten im Saal, wo die Delegierten auf die Mitteilung warten, wie die Abstimmung über jene Satzungsänderung ausgegangen ist, die es erstmals in der Geschichte der Partei den Vorsitzenden erlaubte, zugleich Bundestagsmandate zu haben, verbreiten sich erste Hinweise, es habe wieder nicht gereicht. Oben auf der Bühne ist noch nichts zu bemerken - die Kandidaten lächeln. Abgestellt wird die Musik, das Präsidium meldet sich zu Wort. 699 Stimmen, 697 gültige, es gab elf Enthaltungen, mit Ja haben 457 Delegierte gestimmt, mit Nein 229, das Quorum lag bei 465 Stimmen, es wurde um acht verfehlt. Buhrufe im Saal, Fischer schlägt mit der Hand auf den Tisch.

Claudia Roth, soeben abgewählt und noch im Amt, läuft ans Mikrofon. "Ich liebe diese Partei so unglaublich, genauso wie sie ist." Sie wirkt vorbereitet auf dieses Desaster, jedenfalls für sich persönlich. "Ich werde weiterkämpfen", ruft der Emotionsteil des alten Duos und versichert, "kein Rückzug, kein Beleidigtsein". Kuhn, der Analytiker, sagt, er sei "etwas traurig", vielleicht früher zu rational gewesen. "Ich danke euch ganz herzlich", sagt er, weil sich doch auch Roth bei so vielen in der Partei bedankt hatte. Hinaus aus der Halle, hinein in die Gremien. Eine Findungskommission beschließen sie einzusetzen, tief in der Nacht, die bis zum Morgen Zeit hat, Kandidaten zu suchen oder auch andere zu verhindern. Fischer freilich gibt Müller ein Zeichen, was andere wiederum so verstehen, er wolle - wie immer - informell und heimlich an den formellen Kreisen vorbei Einfluß nehmen. Später dann die Treffen in der Hotelbar, fast so wie damals bei der SPD in Mannheim, nachdem Rudolf Scharping gestürzt worden war und sich die Leute zum Politikmachen trafen. Telefonieren beim Rotwein, kleine Gruppen beim Bier. Namen werden hin und her gereicht. Was geht und was geht nicht. Wer darf und wer darf nicht. Die Minister aus Berlin könnten, aber wollen nicht und sagen, es gehe nicht. Die aus Düsseldorf könnten auch, dürfen aber nicht, weil dort die Mehrheit noch knapper ist als in Berlin. Unbekannt dürfen die Kandidaten doch auch nicht sein; immer noch wirkt das Duo Radcke/Röstel nach, zwei Parteivorsitzende, die von Schröder, dem sozialdemokratischen Bundeskanzler, meist freundlich behandelt, doch nie ernstgenommen worden sind.

Doch der Gründungsmythos der Grünen sollte sich an diesem Tag und in dieser Nacht als stärker erweisen als die kurzfristigen Machtkalküle der Mächtigen in der Partei. Auf vielen Ebenen spielte dieses Drama, dessen Fundament die Legenden der Gründerzeit der "Anti-Parteien-Partei" waren: Doppelmandate, Machtkonzentration dürfe es nicht geben, hatte der Konsens damals gelautet - das regelmäßige, längst abgeschaffte Auswechseln der Abgeordneten gegen "Nachrücker" war eine Folgerung daraus, das Gebot, Vorsitzende dürften nicht Abgeordnete sein, ein anderes. In vielen, auch großen Landesverbänden ist das jetzt noch so - in Baden-Württemberg, Bayern und Niedersachsen und anderswo, wo es aufgeweicht wurde, wird die geläuterte Fassung nicht praktiziert - in Nordrhein-Westfalen etwa.

Die zweite Ebene des Parteitages spielte in der jüngeren Vergangenheit. Vor Wochen erst, auf dem Parteitag im Oktober in Bremen, war der Versuch schon einmal knapp gescheitert, Kuhn und Roth im Parteiamt und im Bundestag zugleich zu belassen. Ein Drittel der Vorstandsmitglieder - also zwei von den sechsen - solle dem Bundestag angehören dürfen, hatte der Antrag gelautet, und zur Beruhigung der Basisvertreter war angefügt worden, Minister und Fraktionsvorsitzende dürften sie nicht werden. Speziell auf Kuhn und Roth und auf die aktuellen Bedürfnisse der Grünen als Regierungspartei war zugeschnitten, was scheinbar objektiv und rein juristisch formuliert war. Alles schien gut zu laufen, Roth und Kuhn schienen anerkannt und beliebt, und sie hatten einen guten Wahlkampf gemacht. In Bremen reichte es nicht.

Für Hannover war anderes vorbereitet. Die Gründungsfundamente aufgreifend, sollte die Parteisatzung mittels einer Urabstimmung geändert werden, damit doch zwei Vorstandsmitglieder Bundestagsabgeordnete sein dürfen. Bis dieses Verfahren abgeschlossen sei, sollten die beiden - sozusagen übergangsweise - im Amt bleiben dürfen, was wiederum durch eine befristete Satzungsänderung erlaubt werden sollte. Teile der Basis sträubten sich zunächst auch mit dem Argument, es könne doch nicht so sein, daß der Parteitag so oft abzustimmen habe, bis das Ergebnis der Führung genehm sei. Doch das waren die unbekannten Grünen, diejenigen, die keinen Zugang zu den Medien haben. Die bekannten Grünen aber und die gut organisierten schickten sich an, Optimismus zu verbreiten. Sie formulierten Anträge. Fischer, Trittin und fast die ganze Bundestagsfraktion wünschten sich und sagten es auch: Kuhn und Roth sollen, ja müssen bleiben, damit die Grünen stark würden.

Vor und auf der - wie es immer noch heißt - Bundesdelegiertenkonferenz von Hannover hob eine juristische Debatte an. In der Parteisatzung ist die Urabstimmung vorgesehen, mit einem Hinweis freilich, die Ausführungsbestimmung solle der Länderrat festlegen. Der tat das 1992 auch, stellte aber für Satzungsänderungen per Urabstimmung fest, in der Satzung selbst müßten die Einzelheiten - Quoren und Mindestbeteiligung etwa - für diesen Fall geregelt werden. Das aber war nicht geschehen - ganz bewußt, wie grüne Juristen sagen, und zwar deshalb, weil die Linken Angst gehabt hätten, per Urabstimmung von den "Realos" an die Wand gedrückt zu werden. Verbot also das innerparteiliche Recht eine Urabstimmung jetzt? Gutachten wurden eingeholt. Sie bestätigten die Meinung der Herrschenden bei den Grünen. Weil es keine Quoren in der Satzung gebe, reiche eine einfache Mehrheit bei der Urabstimmung, selbst bei niedriger Beteiligung, und weil der Länderrat ein Organ minderer Legitimation sei, sei dessen Formel nicht wirksam, erst müsse in der Satzung geregelt werden, wie diese durch die Urabstimmung zu ändern sei. Selbst solche Grüne, die sich das wünschten, hatten Zweifel an dieser Auslegung, die schlicht ein Ziel verfolgte: Aus der Meinung der Herrschenden sollte die herrschende Meinung werden.

Es gab Bitten und historische Erinnerungen. Also verwies Helmut Lippelt, einer der Gründungsväter der Partei, darauf, schon einmal hätten die Grünen einen Parteitag in Hannover zur Krise werden lassen - 1986, kurz nach der Katastrophe von Tschernobyl, als sie sich zerstritten, ob der Atomausstieg "sofort" oder "schnellstmöglich" vollzogen werden müsse. Eine Regierungsbeteiligung in Niedersachsen ging darüber verloren. Bitte nicht noch einmal.

Doch es gab auch frühe Warnungen für die späte Niederlage. Gleich zu Beginn der Beratungen lehnten es 300 von 722 Delegierten überhaupt ab, über die fraglichen Satzungsänderungen zu beraten. Schon da mußte über die einfache Frage der Aufstellung der Tagesordnung schriftlich abgestimmt werden, was wiederum manchen in das Kalkül paßte, wenn der Kongreß richtig lange beriete, wären die Delegierten am Ende so müde, daß sie schließlich dem Wunsch der wachen Führungsleute nachgäben. Deshalb auch zog man die Aussprache über den Bericht des Vorstands ordentlich in die Länge, auch wenn sie nichts anderes ergab, als daß sich die Grünen gut und stark fühlten und die Koalition mit der SPD fortsetzen wollten - als reformerische Kraft natürlich. Daß der Daueropponent Schulz das Wahlkampfteam um Fischer als "Diktatur auf Zeit" schalt, brachte die anderen in Rage, ihn ordentlich zu rügen und für neue Mehrheiten zu kämpfen. Es lief alles gut, und Kuhn und Roth wurden beinahe stehend bejubelt.

Sodann die Debatte selbst. Jederzeit könne das Schiedsgericht wegen der Rechtsfragen angerufen werden, rief der Jurist Beck, und deshalb solle "politisch" entschieden werden. "Es ist keine Urabstimmung über eine Satzungsänderung, sondern eine Urabstimmung über Claudia und Fritz", rief noch lauter eine Rednerin. Vom "selbstbewußten Umgang" mit Prinzipien sprach ein selbstbewußter Jasager. Sie wolle die Sache schnell hinter sich bringen, weshalb eine spätere Delegiertenkonferenz entscheiden solle, sagte eine bewußte Neinsagerin. "Wir Grünen in Niedersachsen haben Wichtigeres zu tun", rief die Landesvorsitzende Tischmann und sagte nein. Sie wolle in schwerer Zeit als Beisitzerin helfen, rief Angelika Beer, von der viele schon glaubten, sie wolle eigentlich Vorsitzende werden. "Rechtlich ist die Sache wasserdicht", behauptete Kuhn. "Laßt uns den Knoten einfach lösen. In erster Linie geht es um die Partei." Der sei überlastet, rief ein Basismann, wenn er ganze Arbeit als Abgeordneter und Parteivorsitzender zugleich leisten wolle. Fischer rief, werbend und fragend: "Warum müssen wir es uns eigentlich so schwer machen?" 25 Vorsitzende in 22 Jahren habe es wegen der Satzungsbedingungen der Partei schon gegeben. Die Folge: informelle Machtstrukturen. Und tatsächlich behauptete er, weil er nicht mehr länger heimlicher Vorsitzender sein wolle, wolle er einen starken Vorstand. Beifall. Manche kritisierten die Kompromißformel, nach der neuen Satzung sollten zwei von sechs Vorstandsmitgliedern im Bundestag sein dürfen, dürften aber nicht Minister oder Fraktionsvorsitzender werden. "Ganz oder gar nicht - alles andere ist Quatsch", sagte einer, und das schrieben die Hamburger Grünen als Antrag auf.

Es schien ein - im Sinne der Parteiführung - gutes Ende zu nehmen. Die Linke, in Gestalt Winfried Hermanns, teilte mit: "Wir sind blockiert." Die Urabstimmung solle über die Satzung entscheiden. Bis dahin sollten als Interimslösung Kuhn und Roth weiter Parteivorsitzende bleiben dürfen. "Deswegen: Wir geben nach." Fischer, der am frühen Tag pessimistisch ("Das geht schief") schien, wurde später optimistisch. Noch später sagte er vielfach: "Inschallah."

Die Schlußphase. Stück für Stück wurde das Verfahren über die Urabstimmung beschlossen - zwei Stunden dauerte das allein: Fragestellung, Termine, Vertrauensleute. Eine große Mehrheit für die Fragestellung, doch in schriftlicher Abstimmung ein neues Warnsignal. Eine Zweidrittelmehrheit, die freilich hier auch nicht erforderlich war, kam nicht zustande. Da war es schon Viertel nach zwölf in der Nacht. Aufrufe also, jetzt "über den Schatten zu springen". Die Partei dürfe nicht enthauptet werden, sagte Frithjof Schmidt aus Nordrhein-Westfalen. Eine Stunde später war die Parteiführung geköpft und Schmidt als neuer Vorsitzender im Gespräch. Acht Stimmen fehlten.

In der Nacht, an der Bar, wurden beinahe alle gefragt. Ein Szenario für diesen Fall hatten die Führungsleute tatsächlich nicht parat. Doch hatte Ströbele nicht gerufen, die Partei habe genug gute Bewerber? Die Leute aus Nordrhein-Westfalen sagten ab. Schulz, dem sie alle schwarz-grüne Optionen nachsagen, wollte sein Bundestagsmandat behalten. Andere waren nicht erschienen und bekundeten damit ihr Desinteresse. Ralph Fücks, der Vorsitzende der Grünen-nahen Heinrich-Böll-Stiftung, sagte ab. Er wäre auch schwer zu vermitteln gewesen: Fischer wollte ihn nicht. Zwar hatte auch Reinhard Bütikofer, als scheidender Bundesgeschäftsführer, am Mittag vor der neuen Lage Fragen nach dem Eventualfall mit einem schnellen "Nein" beantwortet. Doch es wuchs der Druck. Angelika Beer, die ehemalige Bundestagsabgeordnete, tat, was die meisten für diesen Fall vermutet hatten. Am Morgen gab es Blumen für die beiden - und für Bütikofer eine Umarmung von Kuhn und ein ernstes Wort von Fischer.
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